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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkimmen vom 7. April 1977 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein 
über Soziale Sicherheit 
— Drucksache 8/3656 — 


A. Problem 

Durch das Abkommen soll insbesondere im Bereich der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen und des Kindergeldes der Bundes- 
republik Deutschland und des Fürstentums Liechtenstein der 
soziale Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen sicherge- 
stellt werden. 


B. Lösung 

Das Abkommen beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
und begründet Rechte und Pflichten von Einwohnern beider 
Staaten in bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
über soziale Sicherheit im Rahmen des sachlichen Geltungs- 
bereichs des Abkommens. Es enthält die Grundsätze der Gleich- 
behandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen und der un- 
eingeschränkten Leistungsgewährung bei Aufenthalt der be- 
troffenen Personen im anderen Vertragsstaat. Es ist vorgese- 
hen, daß in der deutschen und liechtensteinischen Rentenver- 
sicherung zurückgelegte Versicherungszeiten zusammenzurech- 
nen sind, soweit dies für die Erfüllung des Leistungsanspruchs 
erforderlich ist. Darüber hinaus gewinnt das Abkommen an Be- 
deutung, da es eine der Säulen des Übereinkommens vom 9. De- 
zember 1977 zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Fürstentum Liechtenstein, der Republik Österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft im Bereich der Sozialen 
Sicherheit ist. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet. Dies gilt 
auch für das Kindergeld, da eine geringfügige Mehrbelastung 
durch Entlastung in ungefähr gleicher Höhe ausgeglichen 
wird. 



Deutscher Bundestag — 8. Wa hlperiode 


Drucksache 8/3850 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem Ab- 
kommen vom 7. April 1977 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Fürstentum Liechtenstein über Soziale Sicherheit — Drucksache 8/3656 — un- 
verändert anzunehmen. 


Bonn, den 19. März 1980 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Rappe (Hildesheim) Dr. George 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Dr. George 


Durch das Abkommen soll insbesondere im Bereich 
der gesetzlichen Rentenversicherungen und des Kin- 
dergeldes der Bundesrepublik Deutschland und des 
Fürstentums Liechtenstein der soziale Schutz der 
beiderseitigen Staatsangehörigen sichergestellt wer- 
den. In diesem Bereich werden auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit Rechte und Pflichten für Ein- 
wohner beider Staaten begründet. Dabei werden die 
beiderseitigen Staatsangehörigen gleichbehandelt 
und wird die uneingeschränkte Leistungsgewährung 
bei Aufenthalt im anderen Vertragsstaat sicherge- 


stellt. Weiter ist vorgesehen, daß in der deutschen 
und in der liechtensteinischen Rentenversicherung 
zurückgelegte Versicherungszeiten zusammenzu- 
rechnen sind, soweit dies für die Erfüllung des Lei- 
stungsanspruchs erforderlich ist. Darüber hinaus 
gewinnt das Abkommen an Bedeutung, da es eine 
Voraussetzung für das Übereinkommen vom 9. De- 
zember 1977 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, dem Fürstentum Liechtenstein, der Republik 
Österreich und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft im Bereich der Sozialen Sicherheit ist. 


Bonn, den 19. März 1980 


Dr. George 

Berichterstatter 
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